
Benutzungssatzung für den gemeindlichen Kindergarten
Wettstetten

Die Gemeinde Wettstetten eriässt aufgrund der Art. 23 und 24 der Gemeindeordnung (GO in
der Fassung der Bekanntmachung vom 22.August 1998 (GVBi. S. 796), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 24.07.2023 (GVBI. S. 385, 586) folgende Satzung:

§ 1 Trägerschaft

Die Gemeinde betreibt einen Kindergarten als öffentliche Einrichtung.

§ 2 Zweckbestimmung

(1) Der gemeindliche Kindergarten ist eine Einrichtung im vorschulischen Bereich. Er dient
der Erziehung und Bildung der Kinder vom vollendeten 3. Lebensjahr bis zum Beginn der
Schulpflicht. Die Aufgaben bestimmen sich nach dem BayKiBiG in seiner jeweils gültigen
Fassung.

(2) Nach Maßgabe der erforderlichen Genehmigungen und freier Kapazitäten werden auch
Kinder ab 2 Jahren aufgenommen.

§ 3 Aufnahmevoraussetzungen

(1) Der Besuch des gemeindlichen Kindergartens ist freiwillig.

(2) Vorrang für die Aufnahme haben die Kinder, die in der Gemeinde Wettstetten ihren
gewöhnlichen Aufenthalt haben. Die Aufnahme in den Kindergarten erfolgt nach Maßgabe
der verfügbaren Plätze. ̂ Sind nicht genügend freie Plätze verfügbar, so wird die Auswahl
unter den in der Gemeinde wohnenden Kindern nach folgenden Dringlichkeitsstufen
getroffen:

a. Kinder, die im nächsten Jahr schulpflichtig werden;
b. Kinder, deren Väter oder Mütter alleinerziehend und berufstätig sind;
c. Kinder, deren Familien sich in einer besonderen Notlage befinden;
d. Kinder, deren Eltern beide berufstätig sind.

(3) ^Zur Sicherstellung der Erfüllung gemeindlicher Aufgaben kann abweichend von Absatz
2 Satz 1 die Aufnahme von Kindern bei der Gemeinde beschäftigter Personen, soweit
ihnen die Personensorge obliegt erfolgen, auch wenn diese Kinder ihren gewöhnlichen
Aufenthalt nicht in Wettstetten haben. ̂ Absatz 2 Satz 2 findet, in Bezug auf Kinder
gemeindlicher Beschäftigter keine Anwendung. ̂Ein Anspruch gemäß den Sätzen 1 und
2 besteht jedoch nicht. ''Die Regelung nach den Sätzen 1 und 2 kann für das einzelne
Kind jeweils nur einmal ausgeübt werden.

(4) Zum Nachweis der Dringlichkeit sind auf Anforderung entsprechende Belege
beizubringen. Sofern ein Kind aufgenommen werden soll das in einem anderen Ort als
dem Sitz der Tageseinrichtung seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, muss die
Herkunftsgemeinde nach Art. 7 BayKiBiG den Kindergarten in die örtliche
Bedarfsplanung aufgenommen haben. Die zuständige Gemeinde-ZStadtvenvaltung
sowie die Eltern sind vor der Aufnahme verpflichtet, unter Beachtung der Regelungen der
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